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Ein Leserbrief zum Artikel  
«Mehr Demokratie dank Ge- 
neralrat?», FN vom 27. April

Der Gemeinderat von Schmitten  
habe die Finanzen nicht im Griff,  
wird von den Befürworterinnen  
und Befürwortern des General- 
rats argumentiert. Geschäfte, wel- 
che der Gemeindeversammlung  
vorgelegt werden, würden von ei- 
nem Generalrat kritischer hinter- 
fragt, wird behauptet. Junge Leute  
bleiben der Gemeindeversamm- 
lung fern, weil sie sich nicht ver- 
treten fühlen. Die Finanzkom- 
mission ist eine gesetzlich gege- 
bene Kommission, wo alle im  
Gemeinderat vertretenen Partei- 
en präsent sind. Als Mitglied ha- 
be ich zusammen mit meinen  
Kolleginnen und Kollegen die  
Möglichkeit, Geschäfte, welcher  
der Gemeindeversammlung vor- 
gelegt werden, kritisch zu hinter- 
fragen. Die Gemeinderatsmitglie- 
der können diese Fragen immer  
kompetent und sachlich beant- 
worten. Projekte und Geschäfte  
werden im Gemeinderat und in  
den gesetzlich gegebenen Kom- 
missionen sachlich geprüft und  
ausdiskutiert. Aus diesem Grund  
werden sie, mit klaren Mehrhei- 
ten, an den Gemeindeversamm- 

lungen angenommen. Das zeugt  
auch von einem grossen Ver- 
trauen der Bevölkerung gegen- 
über dem Gemeinderat und der  
Verwaltung. Das Einführen eines  
Generalrats gibt keine Garantie  
für gesunde Finanzen. Schweiz- 
weit gibt es genügend Beispie- 
le, wie etwa im benachbarten  
Kanton Bern, wo grosse Ge- 
meinden, trotz Gemeindeparla- 
ment, tief in den roten Zahlen  
sind. Die Gemeinde Schmitten  
hat seit vielen Jahren gesunde Fi- 
nanzen, dank seriöser Arbeit der  
verantwortlichen Instanzen und  
guter Budgetdisziplin. Für die  
Gemeindeversammlung bekom- 
men alle stimmberechtigten Bür- 
gerinnen und Bürger eine Einla- 
dung. Auch «junge Leute» ha- 
ben somit die Möglichkeit, an  
Gemeindeversammlungen teil- 
zunehmen. Leider sieht man die- 
se «jungen Leuten», welche sich  
so vehement für den General- 
rat einsetzen, kaum an einer Ge- 
meindeversammlung.

Alle stimmberechtigten Bür- 
gerinnen und Bürger haben die  
Möglichkeit, die Instrumente un- 
serer Demokratie zu nutzen. Dar- 
um am 9. Juni ein kräftiges Nein  
zum Generalrat.

Gemeindeversammlung hat sich bewährt

Rita Siffert, Schmitten

Ein Leserinnenbrief zum Ar- 
tikel «Angriffe auf nonbinäre  
Menschen steigen stark an», 
FN vom 17. Mai

Es gibt Menschen, die von Ge- 
burt an sowohl weibliche als auch  
männliche Geschlechtsmerkmale  
haben. Man nennt sie intersexu- 
ell. 1,7 Prozent der Bevölkerung  
weisen in irgendeiner Form in- 
tersexuelle Variationen auf. Wer  
weiss das schon. Was machten  
und machen Ärzte mit diesen  
Menschen? Traditionell wurden  
und werden die meisten inter- 
sexuellen Kinder frühzeitig ope- 
riert, um sie und ihre Genitalien  
einem eindeutigen weiblichen/- 
männlichen Erscheinungsbild an- 

zupassen. Besonders in der zwei- 
ten Hälfte des 20. Jahrhunderts  
war dies die übliche Praxis. Diese  
Minderheit von fast zwei Prozent  
wird und wurde einfach wegope- 
riert und im Anschluss verschwie- 
gen. Wenn man Homosexualität  
oder LGBTIQ-Personen oder was  
auch immer als widernatürlich  
betitelt, wie widernatürlich ist obi- 
ge Tatsache, dass einfach wegope- 
riert wird, was nicht sein darf? Die  
Gesellschaft, eine graue normal- 
verteilte Mehrheit, bestimmt mit  
ihrem Druck, dass wir uns in Frau  
und Mann zu teilen haben, weiss  
oder schwarz. Wir hingegen sind  
viel mehr, wir sind bunt, denn  
Gott hat uns so geschaffen.

Übergriffe gegen nonbinäre Menschen

Carmen Vögeli, Schmitten

Ein Leserbrief zur Zweispra- 
chigkeit der Universität Freiburg

Die Uni Freiburg wurde jüngst  
von der Communauté romande  
du Pays de Fribourg CRPF für  
ihre Bemühungen kritisiert, wie- 
der mehr deutschsprachige Studie- 
rende anzuwerben. Die künstliche  
Kontroverse findet vor dem Hin- 
tergrund statt, dass Freiburg in den  
letzten 20 Jahren stark an Attrak- 
tivität eingebüsst hat und bei den  
Immatrikulationen im Vergleich  
mit allen anderen Universitäten  
markant zurückgefallen ist.

Diese besorgniserregende  
Entwicklung zeigt sich auch bei  
den Fachhochschulen und weist  
auf strukturelle Defizite hin. Die  
Herausforderungen betreffen die  
strategische Positionierung, die  
Investitionen in attraktive Bil- 
dungsangebote und die Verwen- 
dung der verfügbaren Mittel. Die  
Kritik der CRPF trifft in dop- 
pelter Hinsicht daneben: Erstens  
bewegt sich das Rektorat in ei- 
nem institutionellen Rahmen, der  
aus dem vergangenen Jahrhun- 
dert stammt. So stattete der Kan- 
ton im Jahr 2000 die Uni zwar  
mit grosser Autonomie aus, die  

Kompetenzen der Leitungsorga- 
ne wurden aber kaum erweitert.  
Zweitens ist der Handlungsbedarf  
auf deutschsprachiger Seite be- 
sonders gross. Unser Hochschul- 
standort kann langfristig innerhalb  
der kantonalen und schweizeri- 
schen Bildungslandschaft nur als  
zweisprachiger Pol bestehen. Es  
ist darum in höchstem Mass zu  
begrüssen, dass sich die Fakultä- 
ten und Abteilungen anstrengen,  
verlorenes Terrain gutmachen.  
Die Führungsorgane der freibur- 
gischen Hochschulen sind in ih- 
rem Spielraum nicht einzuschrän- 
ken, sondern ihre Kompetenzen  
müssen im Gegenteil ausgebaut  
werden. Die Fakultätsleitungen  
sind zu professionalisieren und  
die Aufsichtsfunktion der Rekto- 
rate zu stärken. Die Dekane brau- 
chen mehr Befugnisse und funk- 
tionale Unabhängigkeit innerhalb  
der Fakultäten. Statt fadenschei- 
niger Kritik auf dem Buckel der  
Deutschfreiburger verdienen un- 
sere Hochschulen mehr Unterstüt- 
zung. Nur mit einer resoluten Re- 
form der Führungsstrukturen und  
-prozesse wird Freiburg die hoch- 
schulpolitische Wende gelingen.

Für eine starke zweisprachige Universität

Bernhard Altermatt, Freiburg

Ein Leserbrief zur Initiative  
«Für eine bürgernahe 24- 
Stunden-Notfallversorgung in  
Spitälern»

Viele Bürgerinnen und Bürger  
sind verunsichert: Sollen sie für  
die Notfallinitiative H24 stim- 
men? Das wäre keine gute Idee.  
Die Initiative verlangt unter an- 
derem einen 24-Stunden-Notfall  
in Tafers und Riaz.

Die Investitionen und Be- 
triebskosten für diese Notfäl- 
le wären enorm, das ist ers- 
tens finanziell nicht vernünftig,  
aber auch angesichts des fehlen- 
den Fachpersonals ziemlich un- 
klug. Bei Annahme der Initiative  

müsste hoch qualifiziertes Fach- 
personal in Tafers auf Notfälle  
warten, während andernorts die  
helfenden Hände fehlen.Die bei- 
den Spitalstandorte liegen zwölf  
Kilometer oder 20 Autominuten  
auseinander. Das ist für ein Spi- 
tal, das finanziell am Limit rech- 
nen muss, einfach nicht machbar.

Die Initiative H24 ist aus  
der Zeit gefallen, denn die Not- 
fallmedizin hat sich gewandelt.  
Entscheidend ist bei einem le- 
bensbedrohlichen Notfall näm- 
lich die Qualität der gesamten  
Rettungskette. Sie beginnt mit  
dem ersten Kontakt, zum Bei- 
spiel dem Nachbarn, der eine  
Ausbildung in Herzmassage ge- 

macht hat oder einen Defibril- 
lator bedienen kann. Das geht  
weiter mit den Notärztinnen. In  
der Ambulanz werden weitere  
wertvolle lebensrettende Mass- 
nahmen ergriffen. Welche Not- 
fallstation die Ambulanz schluss- 
endlich ansteuert, ist zweitran- 
gig. Deshalb macht es tatsäch- 
lich Sinn, das spärlich vorhande- 
ne Fachpersonal an einem Stand- 
ort zu konzentrieren.

Der Gegenvorschlag zur In- 
itiative investiert die Mittel kon- 
sequent in den Ausbau und in  
die Qualität der Rettungskette.  
Er sorgt aber auch für Gleich- 
behandlung: Wer weiter weg  
wohnt und eine Ambulanz benö- 

tigt, dem werden ab einem ge- 
wissen Betrag die Kosten vom  
Kanton erstattet. Und zuletzt:  
Der Gegenvorschlag sieht vor,  
das deutschsprachige Angebot in  
den Standorten Tafers und Mur- 
ten/Meyriez langfristig sicherzu- 
stellen.

Wir sollten das Kantonsspi- 
tal dabei unterstützen, die Gel- 
der dort einzusetzen, wo es Sinn  
macht. Das HFR soll ein at- 
traktiver Arbeitgeber in der Regi- 
on bleiben. Deshalb stimme ich  
Nein zur Notfallinitiative, Ja zum  
Gegenvorschlag und Ja zum De- 
kret.

Im Notfall nach Freiburg

Roland Kehl, Düdingen

Freiburg, 24. April 2024  

Ausserdem...                                                                                                                                         von Charles Ellena

In diesen Tagen, genau genom- 
men am 8. Juni, wird des Heili- 
gen Medardus gedacht. Es han- 
delt sich um einen aus Nordfrank- 
reich stammenden Heiligen. Da  
er im Jahr 545 verstarb, ist über  
ihn nicht sehr viel bekannt. Je- 
doch scheint er ein sehr mild- 
tätiger Mensch gewesen zu sein  
– der Grund, aus dem er sehr  
verehrt wurde. Interessanterwei- 
se wird er in einigen Ländern  
mit einer Bauernregel in Verbin- 
dung gebracht, die an die Regel  
des «Siebenschläfers» erinnert:  
«An Sankt Medardus wird aus- 
gemacht, ob vierzig Tag die Son- 
ne lacht.»

Ob es an diesem Tag regnet oder  
die Sonne scheint, bestimmt  
demnach das Wetter der kom- 
menden Wochen. Es scheint so,  
als sei der Mensch der Natur und  
ihren Launen ausgesetzt. Ängst- 
lich hofft er auf gutes Wetter,  
um im Winter nicht zu hungern.  

Manchmal kann man anschei- 
nend einfach nur beten und auf  
göttliche Fügung hoffen. Und  
wie oft ist die Natur dem Men- 
schen nicht wohlgesonnen?! So  
begann zum Beispiel ebenfalls  
am 8. Juni, einem Pfingstsonn- 
tag, der Ausbruch des Laki-Vul- 
kans auf Island. Die Kraterspal- 
ten spuckten von Juni 1783 bis Fe- 
bruar 1784 Lava. Sie schleuderten  
riesige, giftige Gas- und Asche- 
wolken in die Luft. Die Folgen  
waren ein Abfall der Temperatur  
auf der ganzen nördlichen Erd- 
halbkugel mit zu heissen Som- 
mern und eisigen Wintern, Miss- 
ernten sowie Massensterben un- 
ter Menschen und Tieren. Allein  
in England lag die Sterblichkeits- 
rate um 40 Prozent höher als in  
den Jahren zuvor.

Angesichts solcher Katastrophen  
und der Unbeständigkeit, welche  
die Natur mit sich bringt, scheint  
der Mensch klein und machtlos  

zu sein. Doch uns wurde die Fä- 
higkeit gegeben, durch Beobach- 
tung und Vernunft auf Umwelt- 
einflüsse zu reagieren und die- 
se in eine gewisse Richtung zu  
lenken. Bestes Beispiel hierfür  
ist der Klimawandel. Die Natur  
und unser Umgang mit ihr sind  
für uns überlebenswichtig: Sie  
schenkt uns unsere Nahrung und  
gibt neues Leben – noch. Durch  
die Errungenschaften in Technik  
und Kommunikation ist es uns  
auch möglich, unsere Ressour- 
cen umzulenken und effektiv zu  
verteilen.

Dort, wo es möglich ist, den Lauf  
der Dinge zu beeinflussen, steht  
es doch in unserer Verantwor- 
tung, zu helfen und zu lenken, wo  
es geht – gerade wenn Katastro- 
phen jeder Art das Leben in an- 
deren Ländern unmöglich zu ma- 
chen scheinen. Genau das ist das  
Prinzip von Nächstenliebe und  
Solidarität. Wenn Mächte über- 

mächtig werden, hilft vielen be- 
ten und hoffen. Zugleich können  
wir mit unserem Handeln den  
Lauf der Natur verändern, aus  
Altem Neues schaffen und mit  
der uns geschenkten Vernunft in  
Gottes Sinn handeln.

Moment mal

Der Mensch, die Natur und… Gott?

Miriam Stawski

Miriam Stawski ist Assisten- 
tin für Kirchengeschichte an der  
Theologischen Fakultät der Uni- 
versität Freiburg.


